Protokoll vom Netzwerktreffen am 28.9.12 in München

Diskussionsthema: Wie muss die Frühförderung sich ändern, um den neuen Anforderungen eines inklusiven Bildungssystems gerecht zu werden?

Eingangs stellte Anna Hauser, ehemalige Leiterin eines Montessorikinderhauses und Montessori-therapeutin (Beirätin im Vorstand des Montessorilandesverbandes) das Konzept der Montessori-

kinderhäuser vor, in denen die therapeutische Arbeit in die Kinderhausarbeit integriert werden soll.

Daher hatte der Montessorilandesverband im Rahmen der Änderung des BayKiBiG gefordert, dass Ressourcen von der Frühförderung in die Kindergärten verlagert werden und größere Kinderhäuser als Kompetenzzentren ausgestattet werden. Ziel sei es, in jedem Kindergarten eine Heilpädagogin zu haben. Stattdessen sollten Frühförderstellen geschlossen werden. Wenn die ambulanten Kräfte zur Förderung der Kinder direkt in die Einrichtungen kommen, funktioniere auch die interdiszi-plinäre Zusammenarbeit am besten.

Herr Nördlinger, Leiter der Landesfachgruppe Sozialpädagogische Berufe bei der Gewerkschaft Erziehung-Wissenschaft stellte die interdisziplinäre Arbeit der Frühförderstellen vor. Es sei sehr wichtig, dass an runden Tischen von verschiedenen Therapeuten/Fachleuten Kinder und ihre Familien besprochen werden, um ein Förderkonzept zu entwickeln. Ein großer Schwerpunkt der Arbeit sei die mobile Frühförderung, die bei sehr kleinen Kindern in Haus kommt oder später in den Kindergarten. Er forderte, dass die Ressourcen in der Frühförderung nicht abgebaut werden dürfen, da sonst nicht mehr interdisziplinär gearbeitet werden kann. Durch die mobile Frühförderung sind die Therapien in den Alltag des Kindes eingebunden, im Gegensatz dazu müssen bei der sog. ambulanten Frühförderung die Eltern mit ihrem Kind in die Frühförderstelle fahren. Ein großes Problem ist auch die Trägerschaft der Frühförderstellen. Da dies meist die gleichen Träger wie die Frühfördereinrichtungen seien, werden die Eltern in der Regel von einer inklusiven Bildung weg in die Fördereinrichtungen beraten.

Einige Eltern meinten, dass gerade für behinderte Kinder ein rhythmisierter Tagesablauf und die Nachahmung der Geschwisterkinder und der Kinder in der Kindergartengruppe am wichtigsten ist. Therapien müssten daher in die Kindergartenarbeit eingebunden werden. Christine Primbs forderte, dass bei den Kindergärten auch die "Elternschule" stattfinden solle. Es gehe nicht um eine Abschaffung der Förderung der Kinder im Vorschulalter, sondern um eine Umstrukturierung. Die Förderung soll grundsätzlich an den Kindergärten angesiedelt werden und nicht mehr in externen Frühförderstellen. Wichtig seien aber die sozialpädiatrischen Zentren, wo Kinderärzte die Kinder anschauen. Diese Zentren müssten die Aufgabe haben, genau zu definieren, welche angemessenen Vorkehrungen für die Kinder in Kindergarten und Schule nötig sind, um eine Rechtsgrundlage zu haben, dass diese Vorkehrungen dann von der öffentlichen Hand auch bereitgestellt werden. 

Herr Nördlinger entgegnete, dass Kinderärzte oft wenig Erfahrung haben, was pädagogisch für die Kinder nötig sei. Auch seien nicht immer Therapien innerhalb der Gruppe sinnvoll, sondern oft. Einzeltherapien  notwendig. 

Dr. Carmen Dorrance wies auf die Petötherapeuten hin, die ein ganzheitliches und integrierend wirkendes Konzept umsetzen. Prof. Dr. Köpcke-Duttler ergänzte, dass auch Neuropädiater und Sozialpädiater wie Rochel und Neuhäuser  fordern, die Ziele der Frühförderung einzubringen über ergotherapeutische, krankengymnastische, logopädische und heilpädagogische Wege, die jedoch „fest eingewoben sind in den normalen Ablauf der Kindergartengruppe“*  Dazu sei auch eine einfühlsame „Analyse des Beziehungsfeldes“ des Kindes, eine genaue Berücksichtigung der familiären Lebensbedingungen, eine Beteiligung der Eltern und mehr nötig. Schwierigkeiten bereiten fast im ganzen Sozialrecht die verästelten Aufteilungen der Zuständigkeiten ( Bezirk hier – Krankenkasse dort). Früherkennung und Frühförderung sind sog. „Komplexleistungen“ – verbunden mit heilpädagogischen Leistungen - § 56 SGB IX. So werden in § 30 SGB IX in Abs. 1 Nr. 1 die medizinischen Leistungen aufgeführt, in Nr. 2 nichtärztliche sozialpädiatrische, psychologische, heilpädagogische, psychosoziale Leistungen und die Beratung der Erziehungsbe-rechtigten –auch in fachübergreifend arbeitenden Diensten und Einrichtungen – unter ärztlicher Verantwortung.

Sozialpädiatrische Zentren werden im SGB V geregelt („Beziehungen der Krankenkassen“). Sozialpädiatrische Zentren, die fachlich-medizinisch unter ständiger ärztlicher Leitung stehen, können im übrigen von dem Zulassungsausschuss (§ 96 SGB V) zur ambulanten sozialpädiatrischen Behandlung von Kindern ermächtigt werden. 

Es muss immer darauf geachtet werden, dass angesichts der (interdisziplinären und organisierten) Fachkompetenz nicht eine „Entmündigung durch Experten“ (Ivan Illich) stattfindet. Schnell stellt sich gegenüber einer Expertokratie ein Gefühl der Unterlegenheit, des Ausgeliefertseins ein. Auch das Sozialrecht fordert eigentlich ein hohes Maß an Mitwirkung (§§ 60 ff. SGB I), was sich nicht erschöpfen darf im Ausfüllen von Formularen.

Petition für Personal und Kompetenz für die Regelschulen

Christine Primbs berichtete, dass die laufende Petition zu pädagogischen Zweitkräften in der Schule gut angenommen werden und in den letzten Wochen bereits an die 1000 Unterschriften eingegangen seien. Leider sei die Abstimmung mit den anderen Verbänden nicht optimal gelaufen. Die BEV-Petition, die größtenteils den gleichen Wortlaut habe, ist bereits im Landtag eingereicht. Wenn diese auf der Tagesordnung des Bildungsausschusses steht, müssen daher auch wir unsere Petition einrei-chen. Die GEW habe Probleme mit dem Punkt, dass Förderpläne zukünftig von der Regelschule 

geschrieben werden. Christine Primbs will deswegen Kontakt mit dem GEW-Vorstand aufnehmen.

Arbeitstreffen zum Bayerischen Aktionsplan des Landtags

Prof. Clemens Dannenbeck und Carmen Dorrance, die in Kürze auch eine Professur beginnt (Inklusionspädagogik an der Uni Fulda), berichteten von einer Arbeitsgruppe der Verbände, die Vorschläge für die Gestaltung des bayerischen Aktionsplans einbringen konnten. Sie sind zusammen mit Anja Rosengart vom Netzwerk in der AG vertreten gewesen. Leider seien viele erarbeitete Punkte in der Abschlussveranstaltung von anderen Verbänden, v.a. der Träger der Fördereinrichtungen abgelehnt worden. Das ursprünglich erarbeitete Papier und der beschlossene Abschlussbericht soll auf der Website des Netzwerks veröffentlicht werden. V.a. sei der Punkt, dass die aussondernden schulvorbereitenden Einrichtungen SVE sukzessive geschlossen werden sollen, nicht angenommen worden. 

Diskussion über die Zukunft der SVE (schulvorbereitende Einrichtungen)

Christine Primbs ergänzte, dass auch die neue Volksschulordnung, die jetzt in Kraft treten soll oder schon ist (entgültiger Wortlaut liegt noch nicht vor), hier zum Teil Rückschritte gebracht habe. Der Riss gehe nach Aussage von Abgeordneten mitten durch das Kultusministerium. So werden nun die Schulleiter der Regelschule verpflichtet, bei Rückstellungen von Kindern vom Schulbesuch, die Eltern auf die schulvorbereitenden Einrichtungen bei den Förderschulen hinzuweisen. 

Günther Schedel-Gschwendtner hofft, dass die bisherige Struktur der SVEn (schulvorbereitende Einrichtungen der Förderschulen) durch die beschlossene Öffnung für nichtbehinderte Kinder "gesprengt" werde, da die SVEn bisher nach dem 45 Minutentakt Unterweisungsstunden vom Kultusministerium finanziert bekommen, die von sog. HPU ("heilpädagogische Unterrichts-hilfen")bzw. HFL ("heilpädagogische Förderlehrer") meist ohne Zweitkräfte gehalten werden. (In diesem Zusammenhang sollte man auch wissen, dass der Bildungs- und Erziehungsplan für die Kindergartenkinder in den SVEn nicht gilt.) Das Personal der Tagesstätten am Nachmittag werde dagegen von den Bezirken finanziert.  Für nichtbehinderte Kinder werden die Bezirke aber nicht bereit sein, zusätzliches Personal zu finanzieren. Damit falle das Argument der besseren Personalausstattung der SVEn weg. Durch die Aufnahme von Regelkindern wäre die SVE nicht mehr haltbar, selbst bei einer Mischfinanzierung würde sich die Normalität durchsetzen.

Madlen Federlin forderte, dass im ersten Schritt die Auflösung der Sonderschulstrukturen gefordert werden müssen. Christine Primbs berichtete von den Gespräche mit den Landtagsfraktionen, dass wir vom Netzwerk gefordert haben, dass bei der Öffnung der Förderschulen, die nach dem Regelschullehrplan unterrichten (Sehen, Hören, Körperb.) nicht nur eine Öffnung für nichtbehin-derte Kinder stattfinden muss, sondern auch seh/hör/körperbehinderte Kinder, die mit dem Regel-schullehrplan irgendwann nicht mehr mithalten können, nicht an Lern- oder Geistigbehinderten-Schulen abgeschoben werden dürfen. Es sei aber nichts dagegen einzuwenden, wenn diese Schulen als inklusive Schulen mit dem Profil, dass sie für bestimmte Behinderungsarten eine besonders gute Ausstattung haben, bestehen bleiben. Die L- und G-Schulen in der derzeitigen Form sind länger-fristig nicht vertretbar, die Lösung, diese durch Außenklassen von Regelschülern "inklusiv" zu machen, nur eine Übergangslösung. Im Prinzip muss man einfach für alle Schulen inklusive Lehrpläne fordern (vgl. BEP und SVE). Prof. Dannenbeck bestätigte, dass sich alle Schulen bewegen müssen, keine Schule kann so bleiben, wie sie derzeit ist, auch die Förderschulen nicht.

Allgemein beklagt wurde der uneffektive Geldeinsatz für die hohen Beförderungskosten in die Sondereinrichtungen. Christine Primbs berichtete, dass ein Landtagsabgeordneter erklärt habe, dass das vom Etat des Innenministeriums gezahlt werde und hier daher kein Spardruck bestehe. Man müsse sich mal die Arbeit machen, die Schulwegzeiten/kosten für Förderschüler transparent zu machen. Für Grundschüler sei max. 60 min Schulweg von der Haustür zur Klassenzimmertür zumutbar. Daher müsse man für behinderte Kinder dasselbe fordern.

Diskussion über unabhängige Elternberatung

Frau Arca von der Fisco Coburg stellte die Finanzierung und das Konzept der unabhängigen Eltern-beratung in Coburg vor. Sie würden Eltern zu Gesprächen in die Regelschulen und auch in Vereine begleiten. Christine Primbs bat um eine Aufstellung der Kosten, damit man für eine flächendecken-de unabhängige Elternberatung in Bayern von der Politik Finanzmittel fordern könne. Wenn wir Eltern hier nicht aktiv werden, wird wahrscheinlich die Elternberatung bei den Behindertenbeauf-tragten der Landratsämter angesiedelt. Dann sei es auch großer Zufall, wie engagiert diese seien.

Die interfraktionelle Arbeitsgruppe arbeitet derzeit an einem Konzept für eine unabhängige Elternberatung. Christine Primbs schlägt vor, zu diesem Thema nochmal ein Gespräch mit dem wissenschaftlichen Beirat zu suchen und zu dem Gespräch Frau Arca von der Fisco mitzunehmen. 

Das nächste Netzwerktreffen soll am 25. oder 26. Januar in Nürnberg stattfinden. Schwerpunkt-themen sollen Wahlprüfsteine für die Landtagskandidaten sein. Im April/Mai soll dann wieder ein Treffen in München stattfinden, zu dem Fachleute zum Thema Inklusion in der Arbeitswelt eingeladen werden sollen.

*(Michale Rochel / Gerhard Neuhäuser, Medizinischer Vergleich zwischen der Konduktiven Förderung und anderen, in Deutschland etablierten Frühförderkonzepten, in: Frühförderung interdisziplinär, 15. Jg. (1996), S. 74). 

